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Beschluss des Akkreditierungsrates 

Antrag: 01. Programmakkreditierung - Begutachtung im 
Einzelverfahren 

Studiengang: Clinical Research Management, B.Sc. 
Hochschule: Hochschule für Gesundheit - University of Applied Sciences 

Standort: Bochum 
Datum: 04.06.2020 

Akkreditierungsfrist: 01.09.2020 - 31.08.2028  

1. Entscheidung 

Der oben genannte Studiengang wird mit Auflagen akkreditiert. 

Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Prüfberichts der Agentur (Ziffer 1 des 
Akkreditierungsberichts) sowie der Antragsunterlagen der Hochschule fest, dass die formalen Kriterien 
erfüllt sind. 

Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Gutachtens des Gutachtergremiums (Ziffer 2 des 
Akkreditierungsberichts) sowie der Antragsunterlagen der Hochschule fest, dass die fachlich-
inhaltlichen Kriterien nicht erfüllt sind. 

2. Auflagen 

Die Hochschule muss in geeigneter Form plausibel machen, dass der Studiengang  in den 
profilbildenden Bereichen Translationale Pharmakologie und Medizin sowie Medizinprodukte und -
technologien über den gesamten Akkreditierungszeitraum personell getragen werden kann. Dazu 
sollte mindestens ein Zeitplan für die Eröffnung der Berufungsverfahren für die in den genannten 
Bereichen vakanten Professuren vorgelegt werden. (§ 12 Abs. 2 Sätze 1 und 2 StudakVO) 

3. Begründung 

Die im Akkreditierungsbericht enthaltene Bewertung des Studiengangs auf Grundlage der formalen 
und fachlich-inhaltlichen Kriterien ist nachvollziehbar, vollständig und gut begründet. Die aus der 
Bewertung resultierenden Entscheidungsvorschläge der Agentur und des Gutachtergremiums sind im 
Wesentlichen plausibel, so dass der Akkreditierungsrat lediglich die von den Gutachtern 
vorgeschlagene Auflage flexibilisiert, ansonsten aber keinen Grund für eine abweichende 
Entscheidung sieht. 

Für den Studiengang sollen gemäß S. 17f. des Akkreditierungsberichts zwei Professuren mit den 
Denominationen „klinische Arzneimittelforschung“ sowie „klinische Forschung im Bereich der 
Medizinprodukte, Medizintechnik und Medizintechnologien“ neu berufen werden. Die Gutachter 



104. Sitzung des Akkreditierungsrats - TOP Abweichung 

schreiben diesen Bereichen eine „hohe fachliche Wichtigkeit für den Studiengang zu“. Da in den 
Augen des Gremiums „der Erfolg des Studiengangs […] von einer umfassenden Expertise im Bereich 
CRM“ abhängt, schlagen die Auditoren folgende Auflage vor: 

„Die Besetzung der ausgeschriebenen Professuren ist anzuzeigen.“ 

Zusammen mit der Antragstellung bei der Stiftung Akkreditierungsrat reicht die Hochschule eine 
Stellungnahme ein, in der sie dieser Auflage widerspricht. 

Nach Auffassung der Hochschule greift eine Auflage, „die in der vorgesehenen Form konkrete 
Vorgaben hinsichtlich der Art der Maßnahme der Personalauswahl vorsieht […] wesentlich in den 
Regelungsbereich der Hochschule ein.“ Zudem könnten „insbesondere bei Berufungsverfahren durch 
unvorhergesehene Entwicklungen zeitliche Verzögerungen entstehen, die dann eine ggf. zeitlich 
befristete Maßnahme“ erforderten. Eine Empfehlung „zur Absicherung des Lehrangebots“ – so das 
Fazit der Hochschule – „würde die bereits vorgesehenen Maßnahmen zur Personalrekrutierung 
hingegen bestätigen und unterstützen“. 

Die Auffassung, dass konkrete Vorgaben zur Personalauswahl in unzulässiger Weise in den 
„Regelungsbereich der Hochschule“ eingreifen würden, teilt der Akkreditierungsrat. Nach seiner 
Auffassung wird die Regelungshoheit der Hochschule im vorliegenden Fall allerdings im Grundsatz 
gewahrt: Die Gutachter machen keine eigenen Vorgaben zur Personalauswahl, sondern fordern 
lediglich, dass das von der Hochschule selbst definierte Personalkonzept umgesetzt wird. Die 
Hochschule wird also an ihren eigenen Zielsetzungen gemessen, was dem Leitsatz des deutschen 
Akkreditierungssystems, "Die Sicherung und Entwicklung der Qualität in Studium und Lehre ist 
vorrangig Aufgabe der Hochschulen" (Art. 1 Abs. 1 Studienakkreditierungsstaatsvertrag) entspricht. 
Die Bewertung der Gutachter, dass die in Rede stehenden Denominationen essenziell für die 
Durchführung des Studiengangskonzepts sind, vermag zudem zu überzeugen. Da § 12 Abs. 2 Sätze 1 
und 2 StudakVO somit zurecht als noch nicht erfüllt bewertet wurde, ist die Erteilung einer Auflage 
verhältnismäßig. 

Was die Ausgestaltung der Auflage angeht, ist der Einwand der Hochschule, bei Berufungsverfahren 
könnten durch unvorhergesehene Entwicklungen zeitliche Verzögerungen entstehen, berechtigt. Vor 
dem Hintergrund einer Auflagenerfüllungsfrist von in der Regel zwölf Monaten (§ 27 Abs. 1 StudakVO) 
erschiene es in der Tat unbillig, den Nachweis einer erfolgten Besetzung der Professuren zu 
beauflagen. Dies dispensiert die Hochschule jedoch nicht davon, in geeigneter Form plausibel zu 
machen, dass der Studiengang in den profilbildenden Bereichen über den gesamten 
Akkreditierungszeitraum personell getragen werden kann. Die formlose Zusicherung der personellen 
Ressourcen gegenüber der Akkreditierungsagentur per Mail vom 20.03.2020 genügt dazu auch 
deshalb nicht, weil die fraglichen Professuren nach ergänzender Auskunft der Hochschule vom 
14.04.2020 noch überhaupt nicht ausgeschrieben sind. Die Hochschule sollte im Rahmen der 
Auflagenerfüllung mindestens einen hinreichend verbindlichen Zeitplan für die Eröffnung der 
Berufungsverfahren für die in den genannten Bereichen vakanten Professuren vorlegen. 


